
Lgändeszeitung fü
für Anh1919 Ur. 371

t Provinzsachſen
Jahrgang 212

ſezugspreis: Für Halle und Vororte monatlich Mk. 1,59, vierteljährlich Mk. 4,50 rei Haus

Durch die Poſt monatlich Mk. 1,65, vierteljährlich Mk. 4,95 außer Poſtgeld.

ſchäftsſtelle halle-Saale: Leipziger Straße 61/62. Fernruf Fentrale 7801,
ends von 7 Uhr an Redaktion 5609 und 5610. Poſtſcheckkonto Leipzia 20512.

alt und Thüringen.
Morgen- Ausgabe Anzeigenpreis Die 7geſp. 58 mm breite min-Grundzeile 20 A. Die 3geſp. 90 mm breite

mm- Reklamezeile 60 Rabatt nach Tarif. Erfüllungsort Halle Saale.

Freitag. 1. Auguſt Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleituna. Verlag und Druck von Otto Thiele Halle- Saale

Fernruf Amt Kurfürſt Ur. 6290

das Weißbuch über die Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes
eKeueſte Tagesnachrichten

x Die deutſche Regierung hat ein Weißbuch über die
Jorgeſchichte des Waffenſtillſtandes heraus-

x Die Nationalverſammlung nahm die Ver
faſſungsvorlage in dritter Leſung mit 262 gegen
ſo Stimmen an.

x Jn den Beratungen der Nationalverſamm-
ung wird vom Freitag bis Donnerstag nächſter Woche eine

Pauſe eintreten.

Jn der Sitzung der Nationalverſammlung wurde das
Schulkompromiß mit großer Mehrheit angenommen.

x Jn Berlin wird über den Entwurf eines Poſtſcheck
geſetzes und einer Fernſprechgebührenordnung
verhandelt

Der Sitz der bayeriſchen Regierung wird von
Damberg wieder nach München verlegt.

Das neue Weißbuch
Weimar, 31. Juli.

Das von der Regierung angekündigte Weißbuch über die
Forgeſchichte des Waffenſtillſtandes, welches nach der Abſicht der
degierung die Schuld der Oberſten Heeresleitung am Friedens
luſſe nachweiſen ſoll, iſt heute der Nationalverfammlung vor
elegt worden unter dem Titel Vorgeſchichte des
Baffenſtillſtandes, amtliche Urkunden, heraus-
gegeben im Auftrage des Reichsminiſteriums
on der Reichskanzlei.
Auf etwa 130 Seiten wird hier eine Reihe von Briefen,
Telegrammen und Aufzeichnungen aus der Zeit vom 14. Auguſt
bis 11. November 1918 ohne Zwiſchenbemerkungen aneinander
efügt. Die Tendenz dieſer Arbeit geht indeſſen
fus der Vorbemerkung hervor, in der behauptet
pird, die Urkunden ſollten ein objektives Urteil über die Ver-
jandlungen ermöglichen, die dem Waffenſtillſtande und dem
friedensſchluſſe vorgusgegangen ſeien. Deshalb ſei alles auf
enommen, was irgendwie mit dieſen Verhandlungen in Be-
iehung ſtehe. Jn einem Nachtrage am Schluſſe dieſes Vor-
rortes wird indeſſen hinzugefügt, daß die entſcheidenden Auf-
geichnungen über die große Sitzung der Staatsſekretäre den ein-
jelnen Teilnehmern an dieſer Sitzung nicht vorgelegt worden
ind, ſondern nur auf Grund von Niederſchriften verſchiedenſter
Art zuſammengeſtellt ſind. Dieſe Aufzeichnungen können daher
ſicht völlig als zuverläſſige Urkunden betrachtet werden, ſie ſeien
aber wegen ihrer Wichtigkeit doch hier eingefügt worden. Man

rd angeſichts dieſes Eingeſtändniſſſſes der Denkſchrift ſelbſt

junächſt einmal die Aeußerungen der be
teiligten Perſönlichkeiten abwarten müſſen,
he man ſich ein grundlegendes Urteil bildet.
Ueber die übrigen Aktenſtücke iſt zu ſagen, da ſie zum Teil

Bekanntes, zum Teil auch Neues wiedergeben, und nur noch ein
mal die ſchwere Gefahr beleuchten, die ſeit dem 8. Auguſt unſerer
front durch den Verrat von Kehl drohte, wo jene fünf Divi-
ſenen, durch die planmäßige Wühl- und Hetzarbeit völlig zer-
üttet, den Widerſtand aufgaben und in wilder Flucht zurück
iteten. Wie man aus dieſem Vorgange der Oberſten Heeres

leitung die Schuld an dem Friedensſchluß zuſchieben will, iſt
unverſtändlich.

Der Zweck der Veröffentlichung iſt deshalb auch, nicht Klar
t über die tatſächlichen Vorgänge zu ſchaffen, ſondern ſie be-

vegt ſich durchaus in der gleichen Linie wie Erzbergers Vorſtoß
jei der politiſchen Ausſprache. Sie ſoll die Schuldigen präpa-
fieren und die damalige Regierung dank Herrn Erzberger von

Verantwortung für den Zuſammenbuch Deutſchlands ent-
en.

Dazu muß natürlich die Vorbemerkung auf den ganzen Ton
ſtimmt werden, daß General Ludendorff einen Zuſammen
ruch der Nerven erlitten habe, daß ſein Urteil unvorſichtig und
hwankend geweſen ſei und daß er erſt ſpäter, nachdem er die
eichsregierung auf den Weg des Waffenſtillſtandes gedrängt
äbe, ſeine Auffaſſung wandelte und wieder zurückwollte. Durch
eſe einſeitige Darſtellung iſt ſelbſtverſtändlich auch

ganze Tatſachenmaterial entwertet, das einer gründlichen
achprüfung bedarf auch auf ſeine Vollſtändigkeit hin und
ſt ins rechte Licht gerückt werden kann, wenn auch die ſchwer
gegriffenen Vertreter der Oberſten Heeresleitung zu Worte
Fommen ſind. Daß ſchließlich die Behauptung aufgeſtellt wird,

n 9. November 1918 ſei Wilſon der vopurärſte
fann in ganz Deutſchland geweſen, iſt für die Ton-t des ganzen Machwerkes charakteriſtiſch, wird aber erklärlich,
enn man feſtſtellt, daß der Verfaſſer, ſoviel wir wiſſen, Herr

Köſter iſt, der als ſozialdemokratiſcher Kriegsberichterſtatter
bis r Revolution in der Verhimmelung Ludeddorffs nicht

x

Jn der Vorbemerkung des heute ausgegebenen Weißbuches
über die Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes heißt es u. a.:

Die Veröffentlichung iſt erforderlich geworden, um der Le
gendenbildung entgegenzutreten. Die veröffentlichten Dokumente
entſtammen den Archiven des Auswärtigen Amtes und
der Reichskanzlei. Sie ſind Beiträge zur Entſtehung s-
geſchichte des Friedensangebots vom 3. Oktober und
des Waffenſtillſtandsabkommens vom 11. Oktober
1918. Jn großen Zügen ergibt die Sammlung folgendes Ent
wicklungsbild:

Während General Ludendorff noch Mitte Juli 1918 mit Be
ſtimmtheit erklärt hatte, daß die jetzige Offenſive den Feind end
gültig und entſcheidend beſiegen werde, darf jetzt angenommen
werden, daß es nicht mehr möglich ſei, den Krieg militäriſch zu
beenden, und daß daher an eine

Verſtändigung mit dem Feinde
und zwar durch neutrale Vermittlung zu denken wäre. Der
Entſchluß des Kaiſers lautet vielmehr: es müſſe auf
einen geeigneten Zeitpunkt geachtet werden, wo wir uns mit dem
Feinde zu verſtändigen hätten, und nach ihm faßt der Reichs
kanzler die Beratung dahin zuſammen: diplomatiſch müſſen
die Fäden betreffs einer Verſtändigung mit dem
Feinde im geeigneten Moment angeſponnen werden Ein
ſolcher Moment böte ſich nach den nächſten Erfolgen im Weſten.
Erſt am 10. September tritt eine teilweiſe Aenderung ein.
Generalfeldmarſchall von Hindenburg erklärt ſich nunmehr
mit der Vermittlung einer neutralen Macht zur Herbeiführung
einer Ausſprache ohne Aufſchuh einverſtanden. Die Verſuche
führen nicht zum Ziel. Jnzwiſchen verſchärft Bulgariens
Zuſammenbruch die Situation weſentlich. Vom 21. Sep-
tember an taucht in den Aktenſtücken der Gedanke auf, zur Ein
leitung der Friedensverhandlungen direkt an Amerika
heranzutreten. Vorbereitungen werden getroffen. Am 29. und
30. September iſt Staatsſekretär von Hintze wieder im
Großen Hauptquartier. Das Ergebnis der Beratungen zeigt ſich
in dem Telegramm von Hintze an ſein Berliner Amt vom
29. September, 9 Uhr 40 nachmittags:

„Bitte auf Grund Befehl Seiner Majeſtät und Zuſtim-
mung des Herrn Reichskanzlers in Wien und Konſtantinopel
vertraulich mitteilen, daß ich vorſchlage, Präſident Wilſon
Frieden anzubieten auf Grund ſeiner 14 Punkte und ihn ein
zuladen, Friedenskonferenz nach Waſhington zu berufen. Nach
Aufforderung zu ſofortigem Waffenſtillſftand, wenn unſere
Verbündeten zuſtimmen, würde die in Bildung begriffene neue
Reichsregierung den Vorſchlag auf geeignetem Wege an Präfi-
dent Wilſon gelangen laſſen, ſo daß der Vorſchlag erſt von ihr
ausgehen würde.“

Noch am ſelben Abend gehen aus Berlin die Telegramme
nach Wien und Pera ab. Jn dieſen Tagen tritt die Aktion in
ein neues Stadium. Die Oberſte Heeresleitung bittet jetzt auf
das dringendſte, das Friedensangebot gerade wegen der
akuten Gefährdung der militäriſchen Lage ſofort hinausgehen
zu laſſen. Am 1. Oktober nachmittags läßt Hindenburg dem
Vizekanzler von Payer mitteilen:

„Wenn bis heute abend ſieben bis acht Uhr Sicherheit vor
handen ſei, daß Prinz Max die Regierung bilde, könne bis zum
nächſten Morgen gewartet werden. Sollte dagegen die Bildung
der Regierung irgendwie zweifelhaft ſein, ſo halte er die
Ausgabe der Erklärung für heute nacht für geboten.“

Jn einem Vortrag, den der Vertreter der Oberſten Heeres-
leitung am 2. Oktober vormittags vor den Parteiführern des
Reichstages hält, kommt auch in dieſem größeren Kreiſe die
drängende Lage ſcharf zum Ausdruck. Prinz Max von Ba
den ſträubt ſich aufs heftigſte gegen die gewünſchte
Friedensaktion. Am 2. Oktober läßt General Luden-
dorff ſelbſt den Entwurf der Note telephonieren, die im
weſentlichen mit dem ſpäteren Wortlaut übereinſtimmt. Der
Prinz hält ſeine Bedenken aufrecht. Noch am 3. Oktober ſtellt er
ſchriftlich die Frage:

„Jſt die Oberſte Heeresleitung ſich bewußt, daß die Ein
leitung einer Friedensaktion unter dem Druck der militäriſchen
Zwangslage zum Verluſt deutſcher Kolonien und deutſcher
Gebiete, namentlich Elſaß-Lothringens und reinpolniſcher
Kreiſe der öſtlichen Provinzen, führen kann?“

Am gleichen Tage überſendet Hindenburg, der in Ber-
lin anweſend iſt, dem Reichskanzler nochmals ſchriftlich die Er
klärung, daß die Oberſte Heresleitung auf ihrer Forderung
der ſofortigen Abſendung des Friedensange-bote s beſtehen bleibe. Nach eingehenden Beſprechungen unter
den Staatsſekretären geht die Note unter dieſem Druck der
Oberſten Heeresleitung in der Nacht vom 83. zum 4. Oktober
hinaus. Jn der Zeit bis zum Eintreffen der Antwort erklärt
der Reichskanzler am 6. Oktober nach dem vorliegenden Protokoll
nochmals:

„Jch habe gegen die Note gekämpft erſtens, weil ich den
Moment für verfrüht hielt, zweitens, weil ich an den Feind
im allgemeinen mich wenden wollte. Jetzt müſſen wir
die Konſequenzen in Ruhe überlegen. Jetzt muß die Lage an
der Front feſtgeſtellt werden, und zwar durch gewiegte Offi
ziere, Armeeführer müſſen gehört werden.“

Die Staatsſekretäre äußern ſich im gleichen Sinne. Gene-
ral Ludendorff ſieht in der Befragung anderer Generale
ein Mißtrauen und läßt für dieſen Fall mit ſeinem Abſchied
rechnen.

Gs folgt die
Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes.

Am 5. Oktober antwortete Wilſon. Am H. Oktober findet
eine mündliche Verhandlung mit Ludendorff ſtatt,
in der dieſer einen kurzen Rückblick über die ganze Kriegs

geſchichte gibt. Er vertritt nunmehr den Standpunkt, daß
Deutſchland nicht gezwungen ſei, alle Forderungen an-
zunehmen, daß insbeſondere eine etwaige Forderung auf
Preisgabe deutſcher Feſtungen abgelehnt werden
könne. Aber die Antworten auf die Frage, wie lange noch
Widerſtand geleiſtet werden kann, lauten wechſelnd und unſicher.
Die deutſche Erwiderung auf Wilſons Antwort ergeht noch im
vollen Einvernehmen mit der Oberſten Heeres
leitung. Die zweite Note des Präſidenten Wilſon vom
15. Oktober wird weſentlich ſchärfer. Die Beſtürzung über dieſe
Note in ganz Deutſchland und namentlich ihre Wirkung auf das
Heer iſt offenbar groß. Der Widerſpruch regt ſich überall. Der
Stolz bäumt ſich auf, und die Oberſte Heeresleitung möchte zu-
rück. Dieſe fragt an, ob die deutſchen Maſſen noch einmal in
den Kampf bis zum Aeußerſten mitgehen würden,
oder ob die moraliſche Widerſtandskraft dafür zu
ſehr erſchöpft ſei. Am 17. Oktober finden drei Sitzungen
ſtatt. Jn der mittleren Sitzung äußert ſich Ludendorff hoff-
nungsvoller als vor zwei Wochen, über die Möglichkeit über die
nächſten Wochen hindurch ſtandzuhalten. Aber ſeine Aeuße-
rungen ſind unbeſtimmt, wechſelnd und ſtimmungs-
gemäß gefärbt. Am Ende der Sitzung weiſt der Reichskanzler
darauf hin, daß auch nach den weiteſtgehenden Hoffnungen
Ludendorffs der Krieg nur auf beſchränkte Zeit
fortgeführt werden kann, daß inzwiſchen mit dem
Abfall der beiden noch übrigbleibenden Ver
bündeten zu rechnen iſt, und daß ſich nunmehr die
Frage erhebt: ſteht man am Schluſſe beſſer oder ſchlechter als
heute? Ludendorff iſt der Auffaſſung, daß es keine ſchlechteren
Bedingungen gibt.

Nach dieſen Beratungen tritt wegen der ſchwankenden und
ſich zum Teil widerſprechenden Aeußerungen Ludendorffs über
die militäriſche Lage wieder das Bedürfnis hervor,
andere Generale zu hören. Aber LudendorffsWider
ſpruch iſt noch nicht beſeitigt. Es folgt die deutſche Ant
wort vom 20. Oktober. Diesmal beſteht eine ſachliche Diffe-
renz mit der Oberſten Heeresleitung, hauptſächlich
wegen der Einſtellung des U-Bootkrieges. Jn einer
vor Abſendung der Note anberaumten Beſprechung mit deutſchen
Auslandsvertretern, Roſen, Graf Brockdorff-Rantzau,
Graf Metternich, hatten dieſe ſich übereinſtimmend für das
Entgegenkommen in der UBootfrage ausgeſprochen. Es folgt
der Abſchluß des Waffenſtillſtandes. Jn dieſem Stadium be
ſtehen keine Meinungsverſchiedenheiten mehr mit der Oberſten
Heeresleitung. Am 10 November funkt dieſe mit der Unter-
ſchrift Hindenburgs gleichzeitig nach Berlin und an die mit
Foch verhandelnde Waffenſtillſtandskommiſſion, in welchen
Punkten verſucht werden müſſe, Erleichterungen zu erreichen.
Das Telegramm endet mit den Worten:

„Gelingt Durchſetzung dieſer Punkte nicht, ſo wäre trotz
dem abzuſchließen. Gegen Ablehnung Punkt 1, 4, 5, 6, 8, 9
wäre flammender Proteſt unter Berufung auf Wilſon herbei-
zuführen.“

Am 11. November 1918 tritt der Waffenſtillſtand in Kraft.
Damit ſchließen die Urkunden.

Die bayriſche Regierung in München
(Von unſerem dbp-Sonderberichterſtatter.)

München, 31. Juli.
Die bayriſche Regierung hält nun die Lage in München

für ſo weit geſichert, daß der Regierungsſitz von
Bamberg wieder nach München verlegt werden kann.
Auch der Landtag überſiedelt am 15. Auguſt wieder
nach München, um dort ſeine Tätigkeit fortzuſetzen.

x

Die Beſetzung der KRheinlande
Berlin, 31. Juli.

Die Entente hat auf die deutſcherſeits am 11. und 12. Juki
in Verſailles geſtellten Forderungen wegen Ausführung des Ab-
kommens über die militäriſche Beſetzung der rhei-
niſchen Gebiete in einem auf alle Einzelheiten der deutſchen
Denkſchrift eingehenden umfangreichen Schriftſtück geantwortet,
das in einer Reihe von weſentlichen Punkten dem deutſchen
Standpunkte Rechnung trägt. Gleichzeitig erklärten
ſich die vier Beſatzungsmächte bereit, die Verhandlungen über
andere Punkte, ſo namentlich über Art und Umfang der Beitrei-
bungen fortzuſetzen.

Zur Erörterung der ſich hieraus ergebenden Fragen hat der
Vorſitzende der deutſchen Kommiſſion für das Rheinland-Ab-
kommen, Unterſtaatsſekretär Dr. Lewald, die beteiligten Re
gierungen und die Mitglieder des parlamentariſchen Beirats des
von der Entente anerkannten Reichskommiſſars für die beſetzten
rheiniſchen Gebiete auf Freitag, den 1. Auguſt 1919, nachmittags
in das Reichsminiſterium des Jnnern, Berlin, Wilhelmſtraße 74,
eingeladen. Jm Anſchluß daran werden die Verhandlungen im
Laufe der nächſten Woche in Verſailleg wieder aufgenommen
werden.

d

Haag, 31. Juli.
„Nenhyork Herald“ erfährt, daß die Kommiſſion für die Aus

legung und Durchführung des Friedensabkommens, die aus den
Vertretern der fünf Großmächte beſtehen wird, be
ſondere Vollmachten erhalten ſoll. Die Kommiſſion wird ſich je
doch nicht mit der Auslegung des Völkerbundes, mit
den maritimen, militäriſchen oder Flugfahrt-
fragen und auch nicht mit der Beſetzung des linken Rhein
ufers zu beſchäftigen haben.



Erzbergers Lüge

druck geben, daß Erzberger noch Mi
niſter iſt. Wir können dieſe Zuſchriften nicht
veröffentlichen, einmal, weil uns der Raum

r.
za n auTone gehalten iſt, daß ein Abdruck nicht in
Frage kommen kann ſelbſt wenn es ſich um
einen Erzberger handelt. Um aber doch zu
zeigen, welche Stimmung in der Oeffentlich
keit herrſcht, u der zahmſten

ri m r ingen.J drpen v te Schriftleitung.
Als eine Folge der Revolution macht ſich jetzt im

deutſchen Volke eine allgemeine Gehirnerweichung bemerk-
bar, die in Weimar bereits zu einer Art Schwachſinn aus-
geartet iſt. Denn ſonſt wäre es einfach nicht denkbar, wie
dort Hunderte von Volkserwählten nach der Pfeife eines
Gaukelſpielers denn etwas anderes iſt Herr Erzberger
nicht tanzen und ſich wie die Tollen gebärden. Wenn
ſich die Verachtung im Auslande für das deutſche Polk noch
ſteigern läßt, dann tut die ſogenannte Nationalverſamm-
lung
welch

ihr gut Teil dazu. Welch würdeloſes Schauſpiel,
erbärmliches Benehmen von deutſchen Volksver

tretern! Daß die Regierungsmehrheit den Judas des
deutſchen Volkes noch nicht beſeitigt hat, iſt beſchämend.

Wie leichtfertig fällt dieſer Miniſter Urteile über
Männer der politiſchen Vergangenheit, deren „ergebener
Diener“ er noch unlängſt geweſen iſt! Wie leichtfertig
wirft er mit Worten wie Schuld und Lüge um ſichl! Es
ſcheint, daß ihm das Gefühl für Anſtand und deutſche
Mannhaftigkeit abgeht. Die Art ſeiner Verteidigung iſt
nicht die eines achtbaren Gegners. Alles Ritterliche fehlt
ihm. Feige iſt es, Vorwürfe mit den Worten abzutun, ſie
ſeien es wahr, oder ihnen einfach ganz aus dem Wege
zu gehen.

Die Art, dieſen Mann zu bekämpfen, muß daher die
gewohnte Bahn verlaſſen. Hoffen wir, daß in Weimar
doch noch ein Mann aufſteht, der ihn zu faſſen weiß und
ihm die Larve vom Geſicht reißt. Seine eigene Tonart
muß man gegen ihn wählen, ihm einen Spiegel vorzu
halten, in dem ſeine wahre Geſtalt zu ſehen iſt. Dannwird dhs deutſche Volk wiſſen, wo der „gemeine Lügner
und Ehrabſchneider“ zu ſuchen iſt.
Der ganze Erzbergerſche Triumph baut ſich auf auf

den ſchwanken Füßen einer von der deutſchen Regierung
vernachläſſigten Friedensmöglichkeit im Spätſommer 1917.
Man ſchreie ihm eines ins Geſicht! Und das ſtolze Ge
bäude muß ſtürzen: Elſaß-Lothringen, das
nämlich iſt der Kernpunkt der ganzenFrage, den ſonderbarerweiſe niemand berührt. Gibt es für das deutſche Volk von
1917 einſchließlich der Sozialdemokraten
überhaupt Friedensmöglichkeiten, ſolange
die Unverſehrtheit der Grenzen nicht ge
ſichert iſt, ſolange Frankreich Anſpruch
auf Elſaß-Lothringen erhebt?! Solange uns
Herr Erzberger nicht den Beweis erbracht hat und das
dürfte er niemals können daß Frankreich damals den
Anſpruch nicht mehr geſtellt hat, iſt es geriſſene Dema-
gogie, Volksverführung, von einem Friedensangebot zu
reden. Daß aber Frankreich dieſe Abſicht
auf die Reichslande damals nicht aufge-geben hatte, geht aus dem nun veröffent-
lichten engliſchen Telegramm an den Vati-
kan zur Genüge hervor. Man leſe: „Selbſt hin-
ſichtlich Belgiens iſt uns niemals eine Erklärung bekannt
geworden.“ Wer nicht böswillig iſt, kann nur ergänzen:
„Geſchweige denn über Elſaß-Lothringen.“ Hier alſo noch
von einem Friedens an gebot an das deutſche Volk oder
von einer Friedens möglichkeit überhaupt zu reden,
iſt bewußte Lüge.

Auch die Folgerung des Außenminiſters Müller: aus
dem engliſchen Telegramm gehe deutlich hervor, die bel-
giſche Frage ſei der Kernpunkt, iſt eine bewußte Ver-
drehung oder zeugt von keiner allzugroßen Geiſtesſchärfe.
Wer aus dem unterzeichneten Friedensvertrag nicht ge-
lernt hat, daß Engländer und vor allem Franzoſen nie-
mals einen Verſtändigungsfrieden eingegangen wären,
dem iſt nicht zu helfen.

Wer ſich das in Ruhe klar macht, dem muß es unver-
ſtändlich erſcheinen, wie in Weimar Männer, die doch als
ſolche gelten wollen, ſich ohne weiteres von dieſen haltloſen
Erzbergerſchen Lügen betören laſſen, wie ſelbſt ſonſt ſo
ſtandhafte Berichterſtatter vor dem Hauch dieſer Dema-
gogie die Segel ſtreichen und von „geradezu erſchüttern
den Schreien nach den gemordeten Söhnen“ zu reden ſich
nicht ſcheuen.

Mit der Beſtätigung des franzöſiſchen Anſpruchs auf
die Reichslande fällt das ganze Erzbergerſche Lügengewebe
in ſich zuſammen. Allzuleicht ſind wir geneigt, Friedens-
möglichkeiten von unſerem heutigen Standpunkte, wo wir
ſchon ausgeraubt ſind, anzuſehen. Das macht ſich Herr
Erzberger zunutze. Er ſpekuliert auf die Dummheit des
deutſchen Volkes und hat ſich, wie der Erfolg lehrt, nicht
verrechnet. Sind wir wirklich das kleine Geſchlecht, das
wir jetzt ſchirmen müſſen, wenn nicht, dann iſt es Zeit, zu
erwachen!

Halle, den 29. Juli 1917. R. G.
7

Der Verfaſſer der vorſtehenden Zuſchrift ſcheint die
Dickfelligkeit Erzbergers gründlich zu unterſchätzen, wenn
er meint, man könne Herrn Erzberger bewegen, ſchleunigſt
von der Bildfläche zu verſchwinden, wenn man ihm einen
Spiegel ſeiner Handlungen vorhält. Ein Erzberger läßt
ſich nicht beſchämen. Die Stärke Erzbergers liegt gerade
darin, daß er nicht zu beſchämen iſt. Es bleibt ſomit nichts
übrig, als diejenigen zu beſchämen, die ſich mit Erzberger
einlaſſen und ihn ſchützen, indem man ihnen immer von
neuem zeigt, wie dieſer Erzberger innerlich ausſieht.

7 a

Die Verfaſſung angenommen
Weimar, 31. Juli.

In der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung wurde in
namentlicher Abſtimmung die Verfaſſungsvorlage in
dritter Leſung mit 262 gegen 75 Stimmen bei einer Stimm-
enthaltung angenommen. Dagegen ſtimmten die
Doutſchnationdſe Volkspartei, die Deutſche
Volkspartei und die Unabhängige ſozialdemo-
kratiſche Partei. Das Ergebnis wurde mit lebhaftem
Beifall aufgenommen.

Das Ende der vVerfaſſungsberatung
Nationalverſammlung

Fortſetzung der Vormittagsſitzung.
Miniſter Heine: Auch ſelbſt, wenn Provinz oder ſelbſtändi-

87 Staat, Oberſchleſien würde unter eine Kommiſſion
er Entente, mit anderen Worten, doch nur unter pol-

niſche Verwaltung kommen. Jch warne nochmals vor
der Bildung ſolcher ſelbſtändiger Republiken. Auch
im Rheinland. Das Verhältnis Preußens zum
Reiche ſollen wir nicht vom Standpunkte der Eiferſüchteleien
von Reich und Preußen und der einzelnen Reſſorts unterein-
ander behandeln. Das Reich muß eine einheitliche und
gemeinſame Verwaltung erhalten, die Geſetze überall

angewandt werden. Wenn man Preußen in ein
utzend kleiner Republiken auflöſt, ſo hintertreibt man dadurch

die Möglichkeit, einen einheitlichen deutſchen Verwaltungskörper
herauszubilden. Das alte preußiſche Verwaltungs-
yſtem iſt das billigſte geweſen, das es je in der Welt eben
t. (Lebhaftes Hört! Hört! rechts und in der Mitte.) Jawohl,

es läßt ſich nicht beſtreiten, daß das demokratiſcherepubl i
kaniſche Verwaltungsſyſtem viel mehr Gelder
fordern wird. (Erneutes Hört! Hört!; Unruhe links.) Da-
für hat es aber auch erhebliche Vorzüge, da es die Möglichkeit
der. Entwicklung der inneren Kräfte bietet. (Lebhafter Beifalllinks.) Aus der Stellungnahme Preußens zu den r
ſchen Plänen werden Sie erkennen, daß Preußen abſolut
lehal vorgehen will. So wird es auch Thüringen in ſeinem
Streben, zu einem leiſtungsfähigen Geſamtſtagt zu kommen,
unterſtützen. Verlangt wird nur, daß in beiden Staatskörpern
die gleichen Grundlagen der Verwaltung zur An
wendung kommen. Denn dadurch würde die Freiheit des Reiches
geſtärkt. Jn allen Wirtſchaftsfragen werden wir uns mit
Thüringen verſtändigen. Nehmen Sie den Artikel 18 in der
neuen Faſſung an. Er möge aber auch nur in Anwendung ge
bracht werden, wenn wirkliche Jntereſſen des Reichese in Frage
kommen. (Lebhafter Beifall.)Abg. Koch Kaſſel (Dem.): w&kner Partei kann niemand
den Vorwurf machen, daß ſie nicht zielbewußt den Weg zum Ein
heitsſtaat gegangen iſt. Wir werden auch das Finanzweſen ein
heitlich regeln. Wir wollen den Unitarismus, aber nicht die
Zentraliſation. Wir verwechſeln nicht das Reich mit Berlin. Wir
erreichen das Ziel des Einheitsſtaates dadurch, daß die Zu
ſtändigkeit des Reiches ſyſtematiſch erweitert wird. Solange
allerdings die füddeutſchen Staaten Schwierigkeiten machen,
kann man nicht allein von Preußen ein Entgegenkommen ver
langen. Wir erwarten aber von Preußen, daß es mit der Auto
nomie ſeiner Provinzen vorangeht und auf dieſe Weiſe zur An
näherung an die ſüddeutſchen Staaten kommt. Wir kennen kein
anderes Ziel als den Einheitsſtaat. Wir ſind keine Partikula-
riſten, auch keine Großpreußen, ſondern Deutſche. (Beifall bei
den Demokraten.)

Abg. Hörſing (Soz.): Jch ſtelle feſt, es gibt in Oberſchleſten
keine große Bewegung zur Lostrennung, höchſtens eine, die Ober
ſchleſien zu einer ſelbſtändigen Republik machen will. Sie wird
aber nicht getragen von der großen Maſſe der Bevölkerung, ſon
dern von einer Handvoll Kapitaliſten, Jnduſtrieller und Groß
grundbeſitzer. (Hört, hört)) Die Arbeiterbewegung und Der
Mittelſtand haben damit nichts zu tun. Die Bevölkerung würde
der Gefahr mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu begeg
nen wiſſen. (Beifall.)

Regierungskommiſſar Dr. Preuß: Jch freue mich, aus den
Ausführungen meines Vorredners entnehmen zu können, daß
er Jhnen die Annahme des Kompromißantrages
empfohlen hat.
Jdeals. Er iſt eben ein Kompromiß.

Darnach wird ein Schlußantrag angenommen. Der Hom-
promißantrag zum Artikel 18 wird darauf mit großer
Mehrheit angenommen.

Es folgt die Beratung der zurückgeſtellten Artikel 74 und 75
(Volksentſcheid und Verfaſſungsänderung).
Nach kurzer unerheblicher Ausſprache wird ein Antrag Wald
ſt e in (Dem.)-Dr. Beyerle (Ztr.)-Katzenſt ein (Soz.) an
genommen auf Einführung ernes Artikels 75a:

„Durch den Volksentſcheid kann ein Beſchluß des
Reichstages nur dann außer Kraft geſetzt werden, wenn
ſich die Mehrheit
ſtimmung beteiligt.“

Darauf geht das Haus zu dem dritten Abſchnitt der Grund
rechte, Religion und Religionsgeſellſchaften,
Artikel 132—-138, über.

Zu Artikel 131, Freiheit der Religionsgeſell-
ſchaften, beantragt Abg. Dr. Kahl (D. Vpt.) den Zuſatz, daß,
wenn ſich mehrere öffentlich-rechtliche Religionsgeſellſchaften zu
einem Verbande zuſammenſchließen, auch dieſer Verband eine
öffentlich-rechtliche t iſt.

Der Antrag Dr. Kahl wird angenommen.
Auf Antrag Dr. Spahn (Ztr.) wird die Beſtimmung, daß

bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes die bisherigen Staats
leiſtungen beſtehen bleiben, geſtrichen,

Jm übrigen wird der Abſchnitt nach den Beſchlüſſen der
zweiten Leſung angenommen.

Um 114 Uhr vertagt das Haus die Weiterberatung auf nach
mittags 3 Uhr.

(Zuſtimmung.)

Nachmittagsſitzung.
Um 324 Uhr wird die Sitzung wieder eröffnet.
Die Beratung wird fortgeſetzt mit Abſchnitt 4, Bildung

und Schule, Artikel 139--147. Die Artikel werden gemein
ſam zur Beratung geſtellt.

Unterſtagatsſekretär Schulz: Zwiſchen den drei großen Par-
teien iſt ein erſtändigung über die Schulfrage
zuſtandegekommen. Ueber Sinn und Tragweite dieſer Per-
ſtändigung habe ich im Auftrage der Regierung und der An-
tragſteller folgendes zu erklären:

Ueber die Grundgedanken des Artikels 1483, wonach ſich auf
einer für alle gemeinſamen Grundſchule das mittlere und
höhere Schulweſen organiſch aufbauen ſoll, ſind ſich die
drei Parteien einig. Ein nunmehr von den drei Parteien bean-
tragter neuer Abſatz ſchafft demgegenüber die von dieſer Norm
abweichenden Schulformen. Als ſolche werden angeſehen
die Volksſchulen beſtimmter religiöſer Bekenntniſſe und die rein
weltlichen Schulen, in denen Religionsunterricht über-
haupt nicht erteilt wird. Dieſe Schulen ſollen innerhalb der
Gemeinden errichtet werden können, wenn beſtimmte Voraus-
ſetzungen erfüllt ſind. Dieſe Vorausſetzungen ſind erſtens ein
ordnungsmäßiger Antrag einer ausreichenden Zahl von Er
ziehungsberechtigten der Minderheit, und zweitens die Auf-
rechterhaltung eines geordneten Schulbetriebes. Sind dieſe
Vorausſetzungen erfüllt, ſo muß dem Antrag ſtattgegeben wer
den. Wer als erziehungsberechtigt anzuſehen, wieviele zu einem
Antrage notwendig ſind, wieviel Schulen einzurichten ſind, und
in welcher organiſatoriſchen Form, das ſoll die Landesgeſetz-
gebung regeln, aber auch nicht nach eigenem Ermeſſen, ſon
dern nach Richtlinien, die durch ein Reichsgeſetz aufzuſtellen
ſind. Dieſes Reichsgeſetz ſoll mag dem übereinſtimmenden
Wunſche der drei Parteien und der Regierung bald, möglichſt noch
im Laufe des nächſten Winters, erlaſſen werden. Bis zum Er-
laß dieſes Geſetzes ſoll es bei der beſtehenden Rechts
lage bleiben. Parteien und Regierung ſind ſich auch darin
einig, daß bei der reichsgeſetzlichen Regelung ſolche Landesteile,
in denen

Schulen aller Bekenntniſſe
(Simultanſchulen) durch Geſetz und Ueberlieferung eingebürger
ſind, beſonders berückſichtigt werden ſollen. Zur Frage der

Auch ich erblicke in ihm nicht die Erfüllung eines

der Stimmberechtigten an der Ab-

Privatſchulen iſt zwiſchen dem Zentrum und uns
Verſtändigung zuſtandegekommen. Die Demokrat
aben ſich dieſer Verſtändigung nicht angeſchloſſen. Aber da
ind ſich alle drei Parteien einig, daß kein Mißbrauch
Errichtung von Privatſchulen getrieben werden darf.
Reſolution Bauermann, wonach für den Fall, daß
olge des Auf- und Ausbaues der ſtaatlichen Schulen Pri h
chulen der Auflöſung verfallen oder ſchwere wirtſchaft

Schädigungen erleiden, die Gewährung einer angemeſſenen
ſchädigung vorgeſehen wird, ſteht die Regierung wo
wollend gegenüber. Jn Artikel 145 haben wir die Vol
wirtſchaftslehre als beſonderen Lehrgegenſtq
geſtrichen, aber auch nur deshalb, weil er ſich aus den bei
anderen Fächern, Staatsbürgerkunde »und Arbeit
unterricht, ganz von ſelbſt ergibt. Jn Artikel 146 ſoll
unſerem Antrage die Teilnahme am Religionsunterricht de
jenigen überlaſſen werden, „der über die religiöſeß
u des Kindes zu beſtimmen hat. Enhſind ſich Regierung und antragſtellende Parteien noch über
in Artikel 140 feſtgelegten Begriff der „Lehrerbildug
einig, und zwar dahin, daß darunter nur die Bildung h
Lehrer an Volksſchulen, mittleren und höherSchulen zu verſtehen iſt, nicht die Bildung von gewent
lichen und beſonderen Fachlehrern. Bei derArtikel 141 vorgeſehenen Schulaufſicht durch fachmänniſch von
bildete Beamte handelt es fich natürlich nur um die techniſt
Aufſicht im eigentlichen engeren Sinne des Wortes.
ſchließe mit dem Wunſche, daß die getroffenen Vereinbarung
unſerem Schulweſen zum Segen gereichen mögen.

Abg. Schiffer (Dem.): Nicht nur aus ſachlichen Grün
ſondern in erſter Linie aus politiſchen Gründen ha
wir uns zu dem Kompromiß bereit gefunden. Nachdem
wohl die Parteien der Rechten, als auch die Unabhängigen
Ablehnung der Verfaſſung in Ausſicht geſtellt hab
glaubten wir alles tun zu müſſen zur Zuſammenfaſſung
Kräfte, die ſich ſchöpferiſch an einer friedlichen, poſitiven
wicklung unſeres politiſchen Lebens beteiligen wollen.
hafter Beifall.)

Abg. Mumm (Dtſchnatl.): Die Hauptſache iſt immer die
perſönlichkeit, erſt in zweiter Linie ſteht das Programm.
weſentliche Ve rbeſſerung gegenüber der zweiten Leſg
erwarten wir in der Wendung des Kompromißanrages, daß
Erziehung im „Geiſt des deutſchen Volkes“ erfol
ſoll. Unerwünſcht iſt es, daß der Antrag dann noch einen
ſatz enthält „und der Völkerverſöhnung“.
haben den Eindruck, daß darunter etwas verſtanden wird,
mit den Schwierigkeiten, mit der Situation, wie ſie nun einn
ſind und getragen werden müſſen, nicht übereinſtimmt. Red,
begründet ferner den Antrag Beuermann (Dtſchnatl.) m
Genoſſen, wonach zur Auflöſung kommenden oder ſchwere tn
ſchaftliche Schädigungen erleidenden Privatſchulen auf Gry
eines demnächſt herauskommenden Reichsſchulgeſetzes eine ein
malige Entſchädigung gewährt werden ſoll.

Abg. Dr. Runkel (D. Vpt.): Wir begrüßen, daß die S
fertan Arbeitsſchule ſein ſoll, weil das für die Kind
einen weſentlichen Vorteil bedeutet. Wir bedauern aber, daß h
Einheitsſchule zu Falle gebracht iſt, und daß darüber h
aus noch die Gefahr beſteht, daß die Staatsſchule ind
Brüche geht und zur Parteiſchule werden könnte.
fall b. d. D. Vpt.)

Unterſtaatsſekretär Schulz: Wir verurteilen ſtets, wie m
es auch früher getan haben, wenn in der Schule die Gefühle
Andersdenkenden verletzt werden. Wir wollen lediglich die Eh
heitsſchul« des ſozialen Gedankens im Gegenſatz zur na tig
nalen Einheitsſchule. Jn einer Skaatsſchule der ſtag

lichen Organiſation, die auf der Demokratie aufgebaut iſt, m
auch der Erziehungsberechtigte den maßgebenden Einfluß auf
Erziehung der Jugend erhalten. Sie wird dadurch kein
Parteiſchule.

Abg. Kunert (N. S.): Das neue Kompromiß iſt nicht o
eignet, uns zu einer anderen Stellungnahme zu veranlaſſen.

zerreißt rettungslos die künftige Einheits- oder Arbeitsſchi
Dieſe ſteht nun einmal
Katechismusſchule.

Abg. Gröber (Ztr.): Der Abgeordnete Hofmann hat ni
im Auftrage unſerer Fraktion und ohne Kenntnis der Fraktg
geſprochen.
Friedenswerk, das überflüſſige und gefährliche Kämpfe auf da
Schulgebiete vermeiden kann. (Beifall im Zentrum.)

Abg. Katzenſtein (Soz.): Jn dieſer ſchweren Zeit handelt
ſich nicht darum, ſchul politiſche Kämpfe zu unterſtüßg
ſondern zum Frieden auf dieſem Gebiet zu gelang
Wenn eine un günſtige Lage für die Privatſchuleh
fürchtet wird, ſo iſt allerdings die öffentliche Schule das
unſeres Strebens.

Abg. Dr. Luppe (Dem.): Aus rein ſachlichen Gründen ſt
men wir für das Kompromiß. Bezüglich der Privatſchule ſu
wir nicht zur Verſtändigung gelangt.

Darauf wird die Debatte geſchloſſen. Der Abſchnitt
(Bildung und Schul e) wird in der Faſſung der Kompronj
anträge angenommen, ebenſo die Reſolution Bauer
mann (Ztr.) betreffend Entſchädigung für die Privatſchulen.
Bei Artikel 145, Abſatz 1, wonach in allen Schulen ſith

liche Bildung, ſtaatsbürgerliche Geſinnung
perſönliche und berufliche Tüchtigkeit im Gei
des deutſchen Volkstums und der Völkerverſöhnung zu erſtrebe
iſt, wird auf Antrag des Abg. Mumm (Deutſchnational) üke
das Wort „Völkerverſöhnung“ beſonders abgeſtimn
Für die Streichung des Wortes erheben ſich nur die De utſä
nationalen und einige Mitglieder der Deutſche
Volkspartei. Gelächter und lärmende Zurufe bei d
Soz.: Kriegshetzer, Kriegsgewinnlerl)

Es folgt der V. Abſchnitt der Grundrechte (Arth
148—162) über das Wirtſchaftsleben.

Abg. Hus (Soz.) ſpricht gegen den Antrag Dr. Spahn u
Genoſſen (Ztr.) zu Artikel 152 Verteilung und Nutzung
Bodens), den letzten Abſatz „Private Regale und Mutungsre
ſind aufgehoben“ zu ändern in: „Private Regale ſind im W
der Geſetzgebung auf den Staat zu überführen“. Redner en
fiehlt dagegen den Antrag Au er und Gen. (Soz.), „Alle Bod
ſchätze und alle wirtſchaftlich nützbaren Naturkräfte ſind
Gemeineigentum zu überführen; private Regale und Mutunx
ſind auf den Staat zu übertragen; das Nähere beſtimmt
Geſetzgebung.“

Nach kurzer Debatte ergibt die Abſtimmung die I
lehnung des Antrages Auer mit 170 gegen
Stimmen. Das Ergebnis wird mit ſtürmiſchen Pfuirufen
den Sozialdemokraten aufgenommen. Rechts ertönen Brw
rufe. Einzelne ſozialdemokratiſche Abgeordnete ſprechen
größter Erregung auf die demokratiſchen Abgeordneten ein.
entſteht großer Lärm.

Der Antrag Dr. Spahn wird mit großer Mehrheit
genommen.

Zu dem Artikel liegt ferner folgende Entſchließt
Dr. Spahn und Gen. vor: „Die Regierung um bal die
Vorlage eines Geſetzentwürfes zu erſuée
wonach. die auf Mutung beruhenden, noch nicht zur Au
nutzung gelangten Bergwerksberechtigungalsbald auf ihren Entſtehungsgrund und ihre wirtſchaftliche
deutung mit dem Ziel zu prüfen ſind, ſie in die Hand
Reiches zu bringen.“
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Das grüne Kuvert
Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„Jch kann Jhnen noch gar nichts ſagen, Fräulein
us. Wir haben erſt ein
Mein Bruder kann es nicht geweſen ſein.
Nein, nein, Herr Kommiſſar“,
tt, „ich kenne Andreas Hanus von ſeiner früheſten

9 De der Entſchließung erfolgt ohne Ausſprache mit
ehrheit.erhält auf Antrag Dr. Spahn die Faſſung:
r Erreichung der Geſundheit und Arbeitsfähigkeit, zum
der Mutterſchaft und zur Vorbeugung gegen die wirt-

hen Folgen der Altersſchwäche und Wechſelfälle des
chafft das Reich ein umfaſſendes Verſicherungsweſen

maßgebender Mitwirkung der Verſicherten.“
Artikel 162 (Räteſhſtem) bemerkt
Dr. von Delbrück (Dtſchnatl.): Wir ſind der Meinung,
n den Arbeiterausſchüſſen beſondere Angeſtellten
üſſe errichtet werden müſſen.
Koenen (U. S.): Die Mehrheitsparteien wollen mit

npromiß nicht das Räteſyſtem verankern, ſondern den
mus. (Sehr richtig! bei den U. S.)
Redner in großer Breite weiterſpricht, unterbricht ihn

ſident Fehrenbach: Herr Abgeordneter, die Beratung des
j62 iſt kein paſſender Anlaß, hier eine kom

tiſche Feſtrede zu halten. (Große Heiterkeit bei
zrheitsparleien; Unruhe, Zurufe: Unerhört! bei den

z Koenen (fortfahrend): Die Arbeiter, die im Schützen
haben bluten müſſen, die die Fetzen ihrer Kameraden
en um die Ohren fliegen laſſen müſſen, werden Jhnen das
geſſen.

ſident Fehrenbach: Das gehört nicht zur Sache. Jch
e nunmehr zur Sache. (Unruhe und Lärm bei den U. S.

ſietz ruft: Das iſt zur Sachel)
g. Koenen (fortfahrend): Die Empörung, die Entrüſtung,
m der Arbeiter ballt ſich zuſammen zu einer lodernden

des Haſſes gegen Sie.
ſident Fehrenbach: Jch rufe Sie zum zweiten Male zur
nd mache Sie darauf aufmerkſam, daß Jhnen beim drit-

J ohne Debatte durch das Haus das Wort entzogen wer-

Dr. Cohn (U. S.) zur Geſchäftsordnung: Mit ſeiner
fung, es ſei nicht der Platz, kommuniſtiſche Feſtreden zu
hat der Präſident eine Kritik an der Rede meines Frak-
noſſen geübt, die ihm nicht zuſteht. (Sehr richtig! bei den
Das iſt keine Geſchäftsleitung, ſondern eine ſchlecht auf
Deſpotie. (Sehr richtig! bei den U. S.).

räſident Fehrenbach: Was der Abg. Koenen ſagte, gehört
ur Sache, und ich hätte ihn ſchon vorher zur Ordnung
nnen. Jm übrigen habe ich die Geſchäfte des Hauſes zu
und nehme irgend einen Tadel in bezug auf meine Ge
führung nicht entgegen. (Lebhaftes Bravo.)
g. Beyer (Soz.): Wir proteſtieren nur gegen die ironiſch-
e Art, in der der Präſident die Ausführungen unſeres
nsgenoſſen kritiſiert hat. Das iſt keine Unparteilichkeit
(Sehr richtig! bei den U. S.).
dent Fehrenbach: Ob parteiiſch oder unparteiiſch, darüber

herr Be her nicht allein zu entſcheiden haben, ſondern nur
jus und ich ſehe eventuell dem Urteil des Hauſes entgegen.
ichsarbeilsminiſter Schlicke: »Das kommende Geſetz wird
rbeiter und Angeſtellten in beſondere
ppen ſcheiden, die für alle ſie ſelbſt berührenden Fragen
dig ſind. Die Betriebsräte aber ſind an wirtſchaft
Fragen beteiligt, die die Einſtellung, Kündigung uſw. bei-

j gleichen Maße berühren.
ach weiterer Debatte wird ein Schlußantrag angenommen.
rtikel 162, Abſatz 4 erhält auf Antrag Spahn folgende

Die ſozialpolitiſchen und wirtſchaftlich politiſchen Geſetz
irfe von orundlegender Bedeutung ſollen von der Reichs

erung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtſchaftsrat zur
ntachtung vorgelegt werden. Der Reichswirtſchaftsrat hat
Recht, ſelbſt ſolche Geſetzesvorlagen zu beantragen. Stimmt
n die Reichsregierung nicht zu, ſo hat ſie trotzdem die
lage unter Darlegung ihres Standpunktes beim Reichstag
ubringen. Der Reichswirtſchaftsrat kann die Vorlage durch

s ſeiner Mitglieder vor dem Reichstag vertreten laſſen.“
die übrigen Abänderungsanträge zu dem Artikel 162 werden

n der weiteren Debatte und Beratung wurde ein Antrag
Streichung des Artikels 164, der die Familien von ehe-

deutſchen Landesherren von der Wahl zum Reichs
en ausſchließt, in namentlicher Abſtimmung mit 198

(Große Unruhe links.)
Nach weiterer Debatte wird in namentlicher Abſtimmung
herfaſſungsvorlage in dritter Leſung mit
gegen 75 Stimmen bei einer Stimmenthaltung ange

Dagegen ſtimmten die Deutſchnationale Volks
die Deutſche Volkspartei und die Unabhängige ſozial-

atiſche Partei. (Lebhafter Beifall.)
darauf ſpricht Bauer, Dr. David und Präſident
renbach, die alle drei hervorheben, daß durch Annahme

s Verfaſſungswerkes das deutſche Volk die demokratiſchſte
tie der Welt ſei. Sie ſprechen ferner ihren Dank allen

In gegenüber aus, die an dieſem Werke mitgearbeitet haben.

dächſte Titzung Freitag 9 Uhr vormittags.

1 Vorſitzende

Nach getaner Krbeit
Weimar, 31. Juli.

Aus Anlaß der Fertigſtellung der Verfaſſung
der deutſchen Republik in der Nationalverſammlung
vereinte am 30. Juli auf Einladung des Reichsminiſters Dr.
Preuß ein geſelliges Beiſammenſein in den Feſträumen des
Hotels Erbprinz die Mitglieder des Verfaſſungsausſchuſſes, und
die zahlreichen Vertreter der Regierung, die an den Verfaſſungs-
arbeiten beteiligt geweſen ſind. An der in durchaus ſchlichten
Formen gehaltenen Feſtlichkeit nahmen außer dem Präſidenten
des Reichsminiſteriums Bauer und dem Reichstagsvräſiden-
ten Fehrenbach auch die Miniſter Erzberger, Dr. Da
vid, Giesberts, Dr. Bell, ſowie die früheren Miniſter
Schiffer, Dernburg und Gothein;, die Vertreter der
einzelſtaatlichen Regierungen und die große Reihe der Regie-
rungskommiſſare teil, deren Tätigkeit in den letzten Monaten
mit dem Verfaſſungswerk eng verknüpft geweſen war. Die Mit-
glieder des Ausſchuſſes waren faſt vollzählig erſchienen. Der
Reichskommiſſar Dr. Preuß begrüßte in einer launigen An-
ſprache ſeine Gäſte mit dem Hinweis auf dis nach mühevoller
Arbeit unter bereitwilliger Mitwirkung aller Parteien zuſtande-
gekommene und von der großen Mehrheit der Nationalverſamm-
lung getragene Verfaſſungswerk und dankte dem Ver-
faſſungsausſchuß für ſeine eifrige und tarbeit. Der

des Verfaſſungsausſchuſſes, neter Hauß
mann, dankte ſeinerſeits im Namen usſchuſſes mit
wärmſten Worten der Anerkennung Herrn Dr. Preuß, dem
die Entſtehung und erfolgreiche Durchberatung der Verfaſſung zu
verdanken ſei.

Ein neues Poſtſcheckgeſetz
Berlin, 31. Juli.

Heute nachmittag findet, wie wir hören, eine Kabinetts-
ſitzung ſtatt, in der verhandelt wird über den Efftwurf eines
Poſtſcheckgeſetzes und einer Fernſprechgebühren-
ordnung.

Franzöſiſches Urteil über Erzberger
Frankfurt a. M., 31. Juli.

Die franzöſiſche Preſſe, dieſes wunderbare politiſche Jnſtru-
ment, beweiſt angeſichts der Enthüllungen Erzbergers wieder
ihre alte Klugbeit, indem ſie ſich einfach aus ſchweigt. Dies
iſt einerſeits durch Zie Diſziplin zu erklären und dann durch die
Tatſache, daß das, Was in Deutſchland enthüllt wurde, in Frank
reich in der Houptſache ſeit Jahren bekannt war. Als einzige,
wenn auch ſehr ſchwerwiegende Stimme ſei die von Auguſt
Gauvain im „Journal des Debats“ genannt, der alle dieſe
Enthüllungen etwas ſummariſch als Beweis dafür bezeichnet,
daß erſtens in Deutſchland eine allmächtige militäriſche Ka-
marilla vorherrſcht und daß andererſeits es Oeſterreich ſeit der
bosniſchen Kriſis eine Unmöglichkeit geworden ſei, gegen den
weitaus mächtigeren Verbündeten ſelbſtändig aufzutreten. Ein
hervorragender franzöſiſcher Politiker, der bei den weiter rechts-
ſtehenden revublikaniſchen Kreiſen große Achtung genießt und
vor dem Kriege Deutſchland oft beſucht hat, ſagte: „Was den
Deutſchen dort drüben ſenſationell erſcheint, iſt uns ſchon etivas
Altes, und dann haben wir auch gewiſſe Gründe, nicht allzu offen
zu ſein. Dagegen können wir uns zu zwei Dingen beglück-
wünſchen:

1. daß ein Politiker Enthüllungen begonnen hat, und
wie Erzberger mit dieſen

2. daß dieſe Enthüllungen in der erſten Verſammlung der
neuen deutſchen Republik erfolgt ſind.

Ob die Deutſchen Herrn Erzberger gut kennen, weiß ich
nicht, aber wir kennen ihn gut, ſo gut, daß niemand
etwas ernſthaft nimmt, was von dieſer Seite ſtammt.
Herr Erzberger iſt eben viel zu bekonnt und viel zu kom
promittiert in der ganzen Welt, um mit dem, was
er ſagt, noch großen Eindruck zu machen. Und damit komme ich
zu der zweiten Urſache unſerer Schadenfreude. Wir hatten nie
gehofft, daß unſer Parla mentarismus in Denutſch-
land ſo große Fortſchritte machen würde. Vor dem
Kriege ſagten die Deutſchen, wir ſefen dekadent. Nun, ſie haben
ſich getäuſcht. Dennoch iſt es richtig, daß es ein wirklich demo-
kratiſches Frankreich gibt, daß jetzt in Deutſchland Schule macht,
über die wir uns freuen können. So wie es heute in Weimar
zugeht, ſo ging es bei uns in den ſogenannten großen Tagen
zu, und wenn ſich die Deutſchen jemals über unſere ſchmutige
Wäſche freuten, ſo haben wir jetzt alles Recht, uns der 5
ſchmutzigen Wäſche zu erfreuen

Scheidemann in der Schweiz
Das „Wochenblatt von Pfäffikon, Fortſchrittliches Volks-

blatt für das Zürcher Oberland und das Tößtal“ ſchreibt in
ſeiner Nummer 79 vom 12. Juli unter der Ueberſchrift „Hohe
Gäſte aus dem anderen Lager“ (die Sperrungen ſtammen aus
dem Schweizer Blatt):

„Der deutſche ſozialiſtiſche Ex- Miniſterpräſident Scheide-
mann ſoll ſich gegenwärtig in der Villa von Dr. Helphand (ein

millionenreicher ſoz. Buchhändler aus Deutſchland), ſeinem
politiſchen Freund in Wädenswil, aufhalten, von wo aus er
gelegentlich im hochſchicken Luxuswagen unſere ſchöne Schweiz
bereiſt, was ihm beſſer behagen mag, als die ehemals ſtür-
miſchen Turniere im Parlament. So machten die Herren
letzten Samstag in Begleitung eines Sekretärs und zweier
„Anſtands“damen, Nichten des Dr. Helphard, wie die Teſſiner
Zeitung „Popolo e libertà“ erfahren hat, eine Exkurſion nach
Bellinzong und Lugano. Journaliſten waren wie gewohnt
auf dem Sprung, den Ausflügler zu interviewen. Scheide-
mann zog es aber vor, an der ſchönen Teſſiner Gegend ſich zu
laben und ſeinen offenbar in der früheren Amtstätigkeit
etwas zu kurz gekommenen kulinariſchen Gelüſten wieder zum
Recht zu verhelfen. Der Beſitzer des Hotels, wo der Gaſt ab
ſtieg, weiß nämlich zu berichten, daß tatſächlich achtmal zu
Mittag ſerviert werden mußte und daß der Exminiſter nocheinen Berg von Heidbeeren verzehrte. Wenn auch der
teſſiniſche Herbergsvater nach italieniſcher Art den Mund viel
leicht noch etwas voller genommen hat als ſelbſt der hungrige
Germane, ſo ſcheint ſich Scheidemann in der Schweiz und
ſpeziell Wädenswil bei Helphard recht wohl zu fühlen und die
ſoziale Frage für ſeine Perſon einſtweilen befriedigend gelöſt
zu haben. Steht Scheidemann in Wädenswil vielleicht am
Scheideweg?“

So weit das „Wochenblatt von Pfäffikon“. Wir fragen:
Hat Scheidemann das Reich der „Errungenſchaften“ verlaſſen,
um gleich dem Altmeiſter Bebel am Züricher See ſeine Er-
rungenſchaften zu verzehren? Daß die Koſt am Teſſin beſſer
ſchmerckt, als die ſauren Früchte der Revolution, finden wir
begreiflich. Sagt man je doch, daß der Koch vom Geruche
ſeiner Speiſen ſatt werde. Drum hilft uns Scheidemann die
Suppe nicht auslöffeln, die er uns angerührt hat. Deutſches
Fatr y deine „Beglücker“ und Befreier! Arbeiter, ſieh deine
führer

v. Gräfe. Das Mitglied der Nationalverſammlung
Albrecht v. Gräfe, welcher den Gefühlen und Empfindungen
der Deutſchnationalen Partei gegenüber dem Herrn Erzberger
einen beredten Ausdruck gegeben hat, wurde geboren zu Berlin
am 1. Jan. 1868 als Sohn des berühmten Augenarztes Albrecht
v. Gräfe 20. Juli 1870) des Onkels und Lehrers des Halle
ſchen Augenarztes Alfred Gräfe und der Gräfin Anna
v. Knuth a. d. H. Konradsborg in Dänemark. Nach dem Beſuch
des Joachimsthalſchen Gymnaſiums (Abiturientenexamen) trat er
1887 in das HuſarenRegiment Nr. 14 ein, wurde abkomman-
diert 1896 zur Botſchaft in Konſtantinopel, ſtudierte mehrere
Semeſter Jura in Berlin. Er kaufte 1899 das Rittergut Goldeber
bei Kartlow in Mecklenburg und war ſeit 1912 Mitglied des
Reichstages. Er verheiratete ſich zu Berlin am 12. Auguſt 1897
mit Sophie Freiin v. Blomberg, jüngſten Tochter des Lippiſchen
Kammerdirektors und Kammerherrn Moritz Frhrn. v. Blomberg
auf Jogenhauſen und der Johanna Stemrich. Seiner Ehe ſind
drei Söhne und eine Tochter entſproſſen. Die Familie iſt ſäch
ſiſchen Urſprungs. Der Stammbvater des Geſchlechtes wurde für
Auszeichnung beim Entſatze von Wien 1683 vom Kurfürſten
Johann Georg III. von Sachſen mit einem Riltergut im Erz-
gebirge belehnt. Karl Gräße, Leibarzt des Kaiſers Nicolaus von
Rußland, wurde in Petersburg am 2. Februar 1826 (mit preu
ßiſcher Anerkennung vom 16. November 1826) in den Adelsſtand
erhoben. Wappen: durch einen goldenen Pfahl geſpalten; vorn
in Blau ein halber ſilberner Adler, hinten in Blau zwei goldene
Sternenkränze. Helmſchmuck: 5 Straußenfedern vor einem
ſchräggelegten goldenen Kreuze. Gg. S.

Auflöſung des franzöſiſchen Großen Hauptquartiers. Wie
„Nouvelliſte de Lyon“ mitteilt, wird das franzöſiſche Große
Hauptquartier nicht am 4. Auguſt, ſondern an dem Tage, an dem
die Einſtellung der Feindſeligkeiten durch Dekret feſtgeſtellt wird,
aufgelöſt werden. General Pétain wird bekannttkch an dieſem
Tage zum Generalſtabschef ernannt und der Oberſte Kriegsrat,
wie er vor dem Kriege beſtand, wieder eingeſetzt werden. Zu
gleicher Zeit wird auch die Armee des Generals Gerard mit dem
Hauptquartier Speyer und die elſäſſiſche Armee Gouraud auf
gelöſt werden.

Ein franzöſiſches Gegenſtück zum Falle Manheim. Kürzlich
hat ſich Marſchall Foch ſehr erregt über die Ermordung des fran
zöſiſchen Sergeanten Manheim in Berlin und von Berlin eine
Million Mark Buße verlangt. Aus den beſetzten Gebieten kom
men täglich Klagen über franzöſiſche Uebergriffe. So wird aus
Kaiſerslautern berichtet, daß ein franzöſiſcher Soldat einen
Kaufmann ohne jeden Grund erſchoß und durch die abprallende
Hugel ein zweiter Mann getötet wurde. Der Soldat iſt bisher
nicht beſtraft worden, den Familien der Getöteten iſt keine Ent
ſchädigung zugeſagt worden. Die Unterſuchung über den Fall iſt
ſeitens der franzöſiſchen Behörde anſcheinend eingeſtellt worden.
Sind die Deutſchen in der Pfalz rechtlos?

Die Jnternierten ſollen nach Hauſe. Das Repräſentanten-
haus in Amerika hat eine Bill angenommen, in der die Depor-
tation der unerwünſchten Ausländer vorgeſehen und die Regie
rung ermächtigt wird, die jetzt internierten weiblichen Aus
länder nach Hauſe zu ſchicken.

Der direkte Poſtverkehr mit Ausnahme der Druckſachen
wurde zwiſchen Jtalien und Deutſchland wieder offiziell auf
genommen.

(Nachdruck verboten.

erhör gehabt.“

nahm Arnold das

nd an, und ſo wahr ich ſelbſt unſchuldig bin, ſo wahr
ich meine Hand dafür ins Feuer, daß auch er es iſt.

hat vielleicht an meine Schuld geglaubt, aber ich kann
cht. Er iſt ein ehrlicher Mann und würde zugrunde

en, ehe er auch nur um eines Haares Breite von ſeiner
lichkeit abwiche.“
Arnold wunderte ſich, daß der Kommiſſar ihm die

d drückte und dazu ſagte:
„Jch danke Jhnen“, dann fuhr er fort, „es iſt wirk
ein Genuß, Jhnen in die Augen zu ſehen. War ich
immer überzeugt, daß Sie keine Schuld auf ihrem
ſſen tragen, dann bin ich es in dieſem Augenbſick,

bitte, faſſen Sie ſich in Geduld. Nach dem, was vor
war es unſere Pflicht, auch Herrn Hanus zu verhaften
ngleich auch der Unterſuchungsrichter ebenſo wie ich

den Eindruck haben, daß er der Täter ſein kann.
r. Herr des Himmels. Drei Menſchen haben doch den
d überhaupt nur geſehen. Sie und Herr Hanus und

Kommerzienrat.“
„Nun, der kanns doch ſicher nicht geweſen ſein.“

„Sehen Sie?i Da ſoll doch der Teufel dreinſchlagen.
re Sie, entſchuldigen Sie mich jetzt und behalten
mm Kopf oben. Vielleicht kommt uns der Zufall zu
t Löſung iſt eine gänzlich unerwartete.“

en.
32 bitte Dich, Arnold, komm mit zur Mutter.“

Gretchen, darf ich denn wirklich? Noch iſt ja auch
mich noch Verdacht.“ab mee Tee genlaubt“

„Und dann iſt mir doch das Herz ſo ſchwer. Gretchen,
ich ſchwöre es Dir, daß ich Dich nur geliebt habe, und daß
nichts wie ein Rauſch, den ich ſelbſt nicht verſtehe

„Wäre ich zu Dir gekommen, wenn ich Dir nicht ver-
W hätte und Dir glaubte? Mach uns das Herz nicht

jwer.“
Sie fuhren zuſammen zur Bärwaldſtraße. Nun

mußten ſie wieder auf eine Notlüge ſinnen, um die Kranke
zu tröſten. Die alte Frau hatte ſich in dieſen Tagen recht
ſchlecht gefühlt und faſt war Gretchen zufrieden geweſen,
daß die Mutter im halbdunkeln Stübchen im Bett lag,
dann ſah ſie doch nicht die Tränen auf den Wangen der
Tochter. T.

Kommiſſar Schlüter ging in ſeinem Zimmer auf und
nieder und ſann nach. Nein, auch Hanus ſchien ihm nicht
der Rechte zu ſein. Wo war denn das Geld? Ein jeder
wußte, daß er ein guter Sohn war und eigentlich nur
ſeiner Mutter lebte. Wäre er auch raffiniert genug, das
andere Geld, nachdem er es eingewechſelt, irgendwo zu
verſtecken der Mutter hätte er ſicher etwas zugewendet.
Dabei hatte Schlüter feſtgeſtellt, daß er in keiner Weiſe
höhere Aufwendungen gemacht hatte. Jm Gegenteil, er
hatte mit einer Firma verhandelt, die einen neuen Rollſtuhl
für die Kranke gegen Ratenzahlungen liefern ſollte und
hatte davon Abſtand genommen, wie die Firma Barzahlung
verlangte. Tat er das, wenn er eine Viertelmillion im
Verſteck liegen hatte?

Oder ſollte der Kommerzienrat ſelbſt die ungeheure
Komödie ſpielen und der Scheck überhaupt nie ausgefüllt
geweſen ſein? Nein, das Geld war ja abgehoben. Das
konnte ein vorgeſchobener Dritter getan haben und der
Scheck im Huvert war von vornherein leer?

Wahnſinn! Herr Rodewald, der reiche Mann, der mit
peinlicher Sorgfamkeit ſeinen Verpflichtungen nachkam und
viel mehr beſaß, als der einſame, zurückgezogen lebende
Junggeſelle verbrauchen konnte.

„Herr Kommiſſar, das Auto.“

„Hollmannſtraße 8.“
Er mußte ja noch ſehen, den Hausdiener Schröder zu

vernehmen, ob dieſer wirklich die große Anzahl Tauſend-
markſcheine eingewechſelt hatte und wo. Es war ja immer-
hin möglich, daß der Täter, mochte er ſein, wer er wolle, ſich
an dieſen herangemacht und ihm die Scheine angeboten
hatte. Vielleicht hatte er erfahren, daß Schröder neue
Scheine beſorgen ſollte und dieſer war darauf eingegangen,
um den Weg und das läſtige Warten an der Reichsbank
zu ſparen.

Jnzwiſchen hielten ſie vor dem Hauſe. Es war ein
alter niedriger Bau, wie ſie dort zwiſchen den hohen mo-
dernen Geſchäftshäuſern ſtehen. Jm Haustor ſtand ein
kleines Mädchen.

hier Auguſt„„„Kannſt Du mir
Müller wohnt?“

„Aujuſt, Müller? Der wohnt überhaupt nicht mehr
Das iſt doch der, der den Laden gehabt hat?“

„Mag ſein.“
„Denn fragen Se man in'n Stempelladen.“
Der Hommiſſar trat ein paar Schritt zur Seite. Rich-

tig, da ſtand über einem kleinen unſcheinbaren Schau
fenſterchen, in dem allerhand Stempel, Farbkiſſen und ein

mer r r Müller, Graveur“ undmit ziemli ungeſchickter war dahinter gemalt:„Nachfolger Otto Kühn.“ y s
Schlüter trat in den Laden und ein junger Mann kam

ihm d
„„Ach, ſagen Sie, Sie haben das GeſchäMüller gekauft Velchäft von Herrn

„Jawohl.“
Min. deren ich bin ein Bekannter von Herrv

r und komme von auderhalb. Kö i ir nichtſeine jetzige Adreſſe ſagen?“ ſnnen Sie ni.
b glaube, Herr Müller ift nch mehr in Berlin.

Er fagte mir, daß er mit ſeinem Bater ins Ausland wollte.
Er hatte doch einen Bruder in Argentinien und der hat

vielleicht ſagen, wo

hier.

„„Ach ſo, das hatte er ja ganz vergeſſen über ſeinen Veld geſchickt. Und da woſſten ſie beide hin.
Gortſetzung folgt.



Halle und

Ermäßigung der Gemeindeſteuer!
Um 10 v. H.

Aus der geſtrigen Sitzung des Städtiſchen Haushalts-
ausſchuſſes wird uns mitgeteilt, daß entgegen den früheren
Annahmen des Magiſtrats der Zuſchlag zur Staatsein-
kommenſteuer gegen das Vorjahr um 10 Prozent ermäßigt
werden kann, da das Veranlagungsſoll, wie ſich herausgeſtellt hat,
höher iſt als urſprünglich angenommen wurde. Die Zuſchläge
werden alſo auf 228 Prozent feſtgeſetzt werden. Es wurde
dabei beſchloſſen, die Einkommen der ſteuerpflichtigen natürlichen
Perſonen bis einſchließlich 1500 Mark von der Gemeindeein-
kommenſteuer freizulaſſen, die Einkommen der ſteuerpflichtigen
natürlichen Perſonen von mehr als 1500 Mark bis einſchließlich
3900 Mark zu den Gemeindezuſchlägen nach einem Tarif heranu-
zuziehen, der in ſeinen Sätzen bei Einkommen von mehr als

1500 Mark bis einſchl. 1650 Mark um 90 Proz.,
1650 Mark bis einſchl. 1800 Mark um 80 Proz.,
1800 Mark bis einſchl. 2100 Mark um 70 Proz.,
2100 Mark bis einſchl. 2400 Mark um 60 Proz.,
2400 Mark bis einſchl. 2700 Mark um 50 Proz.,
2700 Mark bis einſchl. 3000 Mark um 40 Proz.,
3000 Mark bis einſchl. 3300 Mark um 30 Proz.,
3300 Mark bis einſchl. 3600 Mark um 20 Proz.,
3600 Mark bis einſchl. 3900 Mark um 10 Proz.

hinter den gegenwärtigen Staatsſteuertarifſätzen zurückbleibt,
und zum Ausgleich des Stenerausfalls, der durch Entlaſtung der
Cinkommen bis 3900 Mark einſchließlich Zinsausfälle und Mehr-
koſten und durch Verzicht auf die Heranziehung der Steuer-
pflichtigen mit einem Einkommen bis einſchließlich 900 Mark ent-
ſteht, die ſtener pflichtigen natürlichen und juriſtiſchen Perſonen
mit einem Einkommen von mehr als

6 500 Mark bis einſchl. 8000 Mark nach einem 1 Proz.
8 000 Mark bis einſchl. 9500 Mark nach einem 2 Proz.,
9 500 Mark bis einſchl. 12 500 Mark nach einem 4 Proz.,

12500 Mark bis einſchl. 15 500 Mark nach einem 6 Proz.,
15 500 Mark bis einſchl. 18 500 Mark nach einem 8 Proz.,
18 500 Mark bis einſchl. 21 500 Mark nach einem 10 Proz.,
21 500 Mark bis einſchl. 24 500 Mark nach einem 13 Proz.
24 500 Mark bis einſchl. 27 500 Mark nach einem 16 Proz.
27 500 Mark bis einſchl. 30 500 Mark nach einem 19 Prvußsz.,
30 500 Mark bis einſchl. 48 009 Mark nach einem um 22 Proz.,
48 000 Mark bis einſchl. 60 000 Mark nach einem um 25 Proz.,
60 000 Mark bis einſchl. 70 000 Mark nach einem um 28 Proz.,
70 000 Mark bis einſchl. 80 000 Mark nach einem um 31 Proz.,
80 000 Mark bis einſchl. 99 00) Mark nach einem um 34 Proz.,
90 000 Mark bis einſchl. 100 000 Mark nach einem um 36 Proz.,

um 38 Proz.

Halle, 1. Auguſt.

um
um
um
um
um
um
um
um
um

400 000 Mark bis einſchl. Mark nach einem
erhöhten Staatsſteuerzuſchlag zur Gemeindeeinkommenſteuer zu
veranlagen.

Jn den geſtrigen Beratungen des Haushaltsausſchuſſes kam
es zu angeregter Ausſprache über eine Anregung Oſterburg-
Albrecht (Unabh.), die ſämtliche indirekten Steuern ab
geſchafft wiſſen wollten Die Genannten blieben mit ihrer
Anſicht allein; ſelbſt die eigene Fraktion folgte ihnen nicht.
Weiter wurden verſchiedene noch ausſtehende Kapitel des Ha u s
haltsplanes erledigt Der Etat des Armen- und Für-
ſorgeweſens, der in den Geſamteinnahmen mit 240 000
Mark (mehr 33 000), in den Ausgaben mit 1 457 000 (mehr
120 000) Mark abſchließt, wurde angenommen. Es wurde u. g.
angeregt, daß den ſtädtiſchen Armen künftig frete Arztwahl
zugebilligt werden möchte. Der Haushaltsausſchuß einigte ſich
dahin, die Armendirektion zu erſuchen, daß ſie in Erwägung
darüber eintritt, wieweit die Zahl der bisher tätigen zwei
Armenärzte vermehrt werden kann. Weiter wurde angeregt
(Stadtv. Buſſe, Deutſchnat.), daß die Auszahlung der Armen-
unterſtützung im voraus erfolgen ſolle. Beim Jugend-
am te wurden verſchiedene Poſten als zu niedrig bemängelt.
Der Magiſtrat ſtellte in Ausſicht, er werde alsbald einen Nach
tragsetat vorlegen, in dem die Geſamtſumme für das Jugend-
amt um 20000 Mark erhöht werden würde. Eine lebhafte
Ausſprache löſte die Beratung des Kap. XXI: „Gemein
nützige Zwecke“ aus. Es wurden nicht unweſentliche Aende-
rungen beſchloſſen. So wurde die Beihilfe für den Verein
Jugendhilfe (auf Antrag Buſſe, Deutſchnat.) von 500 auf
1000 Mark heraufgeſetzt. und wurden für die Kinderbewahr-
anſtalt der Grauen Schweſtern in der Gommergaſſe 1006
Mark bewilligt. Der für die Jugendpflege ausgeworfene Betrag
wurde auf Antrag Buſſe (Deutſchnat.) zum beſonderen Gunſten
der Turn und Sportvereine um 5000 Mark, und zwar
auf 9000 Mark. erhöht. Für die Zentralbibliothek der Freien
Gewerkſchaften wurden 5000 Mark zur freien Ver
fügung geſtellt. Geſtrichen wurden die 5000 Mork Beihilfe
für den Sächſiſch-Thüringiſchen Reiterverein und 300 Mark für
die Rechtsſchutzſtelle für Frauen. Bei dem Kap. „Statiſtiſches
Amt“ wurde der Wunſch geäußert, daß die Statiſtiſchen Monats
hefts der Stadt Halle wieder erſcheinen möchten.

Geſchäftsſchluß der Apotheken an Sonn und Feiertagen.
Auf Grund der Verordnung der Reichsregierung vom 5. Februar
1919 Art. 92 und der Apotheken-Betriebsordnung vom 18. Fe-
bruar 1902 S 40 hat der Regierungspräſident in Merſeburg
unterm 12. Juli 1019 I g. 1628 folgendes verfügt: An
Sonn und Feiertagen ſind die Apotheken in Halle bis 1 Uhr
nachmittags offen zu halten. Von 1 Uhr nachmittags ab und für
den Nachtdienſt bis Montag bezw. bis zum nächſten Werktag
8 Uhr vormittags bleiben, wie bisher, von den drei Apotheken in
der Stadtmitte eine und von je 4 der 16 übrigen Apotheken je
eine abwechſelnd offen. Die übrigen ſind zu ſchließen. Ab
weichungen von vorſtehender Beſtimmung unterliegen der Ge-
nehmigung des Regierungs-Präſidenten. Durch Aushang im
Apothekenverkaufsraum iſt dieſe Regelung zur Kenntnis des
Publikums zu bringen. An geſchloſſenen Apotheken iſt an ſicht
barer, nachts, wenn nötig, zu beleuchtender Stelle durch Aus
weis dem arzneiſuchenden Publikum nachzuweiſen, welche Apo
theken zur Zeit offen ſind.

Vorſicht bei der Annahme von Darlehnskaſſenſcheinen.
Die Hauptverwaltung der Darlehnskaſſen in Berlin teilt mit, daß
ihr neuerdings Darlehnskaſfenſcheine vorgelegt wer
den, die mit Reklamezetteln, vielfach politiſchen Jnhalts, be
klebt ſind. Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß die
öffentlichen Kaſſen die Annahme ſolcher Scheine ver
weigern müſſen, weil es ihnen erſchwert oder unmöglich iſt,
zu prüfen, ob dieſe Scheine echt ſind. Die Eigentümer, denen
ſolche Scheine an den öffentlichen Kaſſen nicht abgenommen wer
den, ſind alsdann gezwungen, ſich an die Hauptverwaltung der
Darlehnskaſſen zu wenden, um zu verſuchen, Erſatz zu erhalten.

Dem Publfkum kann daher nur eindringlich geraten werden, die
Annahme ſolcher Scheine zu verweigern, um ſich ſeinerſeits gegen
Schaden zu ſichern.

Der evangeliſche Männerverein St. Ulrich-Oſt hält am
Dienstag, den 5. Auguſt, abends um 8 Uhr, ſeine Monatsver
ſammlung im Lokal Landsberger Straße 68 ab, zu der auch die
Frauen der Mitglieder eingeladen werden. Zur Verhandlung
ſteht das Thema: „Der Aufbau der Einzelgemeinde“.
Gäſte ſind herzlich willkommen.

„Vivarium“, Verein für Aquarien- und Terrarien
Kunde, E. V. Die nächſte Vereinsſitzung findet am Freitag,
gbends pünktlich 86 Uhr im Vereinslokal „Bauers Reſtaurant“,
hierſelbſt, ſtatt. Tagesordnung: 1. Geſchäftliches, 2. Vorträge
mit Vorweiſungen: a) „Pflanzen aus dem Mockrehnger Moor“
(Herr Schortmann), b) „Die Strumpfband-Natter“ (Herr Direk-
tor Dr. Knieſche), 3. Verloſung. Gäſte ſind willkommen.

Saalſchloßbrauerei. Der ungeteilte Beifall, den das letzte
große Doppelkonzert der Kapellen des Landesjägerkorps
und der 16. Pioniere gefunden hat, und der Wunſch vieler Kon
zertbeſucher hat die Leitungen der Kapellen veranlaßt, am kom
menden Montag ein ähnliches Konzert mit beſonders gewählter
Muſikfolge zu geben. Der geſangliche Teil der Veranſtaltung
liegt in den Händen des bekannten und vielfach gelobten Burge
meiſter-Geſangsquarteits. Näheres wird an den Anſchlagſäuren
und im Anzeigenteil rechtzeitig bekanntgegeben.

im Sachſew
Bad Köſen, 31. Juli. Bürgermeiſter Glöckner)

iſt geſtern abend im Alter von 39 Jahren nach längerem Leiden
verſchieden. Obwohl der Heimgegangene erſt ſeit dem
20. Juni 1918 die Geſchicke unſerer Stadt leitete, hatte er es doch
verſianden, ſich durch fleißige, gewiſſenhafte Amtsführung und
gerechte Denkungsart das Vertrauen der Einwohnerſchaft zu er
werben, ſo daß ſein Hinſcheiden überall Bedauern erweckt und
einen ſchmerzlichen Verluſt für unſere Stadt bedeutet.

y. Nordhauſen, 31. Juli. (Die Heimkehle.) Die beim
benachbarten Südharzdorfe Uftrungen im Gipsgebirge befindliche
Höhle Heimkehle iſt in den letzten Wochen von dem geborenen
Nordhäuſer Herrn Dr. Stolberg und ſeinem Sohne aus Karls-
ruhe durchforſcht und ihr Lageplan aufgenommen worden. Nach
den Ergebniſſen dieſer Durchforſchung beſteht die Heimkehle aus
einem nördlichen und einem ſüdlichen Flügel, von denen bisher
nur der erſtere und kürzere beſucht worden, der ſüdliche und
längere aber vollſtändig unbekannt geblieben iſt. Die Heim-
kehle iſt eine der größten Höhlen Mitteldeutſch-
land s: ihre Geſamtlänge beträgt gegen 700 Meter, wozu noch
eine ganze Reihe von Seitenſtollen von 8 bis 40 Meter Länge
kommen. Der Eingang iſt 20 Meter breit und 15 Meter hoch.
Jm füdlichen Flügel befinden ſich zwei größere Hohlräume
(Dome), von denen der erſte eins der gewaltigſten Gebilde iſt,
da ſein Durchmeſſer 60 Meter und ſeine Höhe 20 bis 25 Meter
beträgt. Von ihm zweigen ſich außer dem Eingangstunnel drei
weitere Gänge ab. Jm mittelſten Gange befindet ſich der zweite
größere Hohlraum, deſſen Durchmeſſer faſt 40 Meter beträgt. Jn
der Höhle befinden ſich mehrere Höhlenſeen. Die beiden Er
forſcher haben beim Hargzklub die Inſtandſetzung der Höhle für
ihren Beſuch angeregt. Die Heimkehle wird urkundlich bereits
1357 als „Heimelnkellen“ und 1487 als „Grube der Heymkeller
genannt und ihr Name wird „Die Höhle, in der die Heimeln
oder Heimchen (die unterirdiſchen Geiſter, Verwandten der
Zwerge) wohnen“, bedeuten.

Mühlhauſen, 30. Juli. (Ein Zeitfreiwilligen-
verband) iſt hier im Entſtehen, der bei etwaigen Unruhen der
Polizei angegliedert werden ſoll. und zu dem ſich bisher 209
Leute gemeldet haben.

Auerſtedt, 31. Juli. (Kohlenlager.) Die Mitteilung
über das Vorhandenſein von Kohlenneſtern in unſerer Flur hat
inſofern Erfolg gehabt, daß am Sonnabend zwei Vertreter einer
ſächſiſchen Bergbaugenoſſenſchaft hier anweſend waren, um die
Flurlage in Augenſchein zu nehmen und Verhandlungen einzu
leiten. Nach Anſicht des Sachverſtändigen wird eine Ausdehnung
des Kohlenlagers im ſüdweſtlichen Teile unſerer Flur vermutet,
auch giaubt man, daß Kohlen in der Richtung zum Bahnhof
Eckarlsverga und an der Eiſenbahnſtrecke entlang bis in die
Seenger Feldflur zu finden ſind.

Neuſtadt a. d. O., 31. Juli. (Mord.) Jn Ausübung
ſeiner Berufspflicht iſt der ſtaatliche Forſtaufſeher Hartmann
aus Breitenhain ermordet worden. Er war früh um 3 Uhr
von zu Hauſe weggegangen. Als er gegen Mittag noch nicht
zurück war, wurden ſeine Angehörigen beſorgt. Bei den aufge
nommenen Nachforſchungen wurde ſeine Leiche in einem Wald-
dickicht bei Lichtenau gefunden. Eine Schläfe wies eine blut
unterlaufene Verletzung auf, die von der Rückſeite einer Art her
rührt. Wahrſcheinlich hat Hartmann Diebe beim Holzfällen er
tappt und geſtellt. Einer von ihnen hat dann den tödlichen
Schlag mit der Axt ausgeführt. Um einen Selbſtmord vorzu
täuſchen, wurde die Leiche an einem Baume aufgeknüpft. Die
Täter ſind noch nicht ermittelt.

„H J Sporlbortchte
Halleſcher Fußballſport.

Am kommenden Sonntag eröffnet der Halleſche Fußball
Verein, „Sportfreunde“ ſeine neue Spielzeit mit einem
Spiel gegen die Ligamannſchaft des Magdeburger SpielKlubs
a Die Gäſte ſtehen an der Spitze des Mittelelbgaues.
Jhre gegen Schluß der letzten Spielgzeit erzielten Reſultate ver
ſprechen gutes Können. Sie gewannen unter anderem gegen die
bekannte Mannſchaft der Criket-Viktorig 5 1 und ſchlugen die
ebenfalls all eitig bekannte Mannſchaft des Sp. V. „Viktoria“
mit 4: 2. Die Sportfreundemannſchaft wird nach der wohlver-
dienten Ruhepauſe mit friſchen Kräften in den Kampf gehen.
Sicher wird man dem erſten Auftreten der allſeitig ſich eines an
genehmen Eindruckes erfreuenden Sportfreundemannſchaft in
Fußballkreiſen das größte Intereſſe entgegenbringen und auf
ihr erſtes Abſchneiden mit Recht geſpant ſein. Nähere Mit-
teilung über Mannſchaft und Spielbeginn erfolgt noch.

Es beginnt mit dieſem Spiel zugleich auch die letzte Spiel-
zeit auf dem Sportfreundeplatz. Durch Verkauf geht auch dieſer
ſchöne Platz dem Sport für immer verloren.

Der Sportverein „Favorit“ hat für den Monat Auguſt
folgende Spiele für ſeine Liga- Mannſchaft abgeſchloſſen. Am
kommenden Sonntag weilt die Liga- Mannſchaft „Eintrach:“
Leipzig in Halle. Am 10. Auguſt hat „Favorit“ Naum-
burg 05 als Gegner, der ja aus dem Zwiſchenrundenſpiel um
die Mitteldeutſche Meiſterſchaft gegen Halle 96 bekannt ein
dürfte. Ein ſchon lange fälliges Rückſpiel muß „Favorit““ am
17. Auguſt in Bernburg gegen 07 liefern. Der 24. Auguſt
bringt zwei alte Ortsrivalen, Sport verein 98 auf dem
Favoritplatz zuſammen. Am 31. Auguſt findet ebenfalls auf dem
Favoritplatz ein größeres, vom Ortsausſchuß für Jugendpflege
veranſtaltetes Sportfeſt ſtatt. Anſchließend ein Propa
gandaſpiel gegen Chemnitzer „Teutonia“.

Die I. und II. Jugendmannſchaft „Favorit“ ſpielen am kom
menden Sonntag vormittags gegen „Eintracht“-Leipzig I. und
II. Jugendmannſchaft und am 10. Auguſt gegen „Fortung“
Leipzig I. und II. Jugend-Mannſchaft.

Volkswirtſchaft
Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Origingr-volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe daleſge du

Induſtrie, Handel, Handwerk v
Export von Erzeugniſſen der deutſchen MetallinEngland. Nach holländiſchen Jnformationen hat ſt ü

engliſche Gruppe mit der niederländiſchen Handelsgeſ
Blaß u. Groenewegen in Utrecht ein Abkommen e
Einkauf von Erzeugniſſen der deutſchen Metallinduſtri n
direkten Gxport nach England getroffen. Jn holläth,
Kreiſen ſchließt man aus dieſem Abkommen, daß der dis
Handel infolge des fortdauernden Steigens des Sollartuh
de u et zunehmenden Schwierigkeiten n
engliſchen Induſtrie ſi uge von Waren vgenötigt ſehe. un Besnse vom Feſt

Unreine Kohlenförderung. Die jetzige unreine
förderung (mit 20 Proz. Steinen) bringt einen täglt,
Ausfall von 46 000 To. Kohlen mit ſich, deren Tr
2000 Eiſenbahnwagen erfordert. Otto Hué wendet ſich s
an die Belegſchaften und Betriebsräte, Bedacht auf ein

Förderung zu nehmen. iErhöhung der Bleipreiſe. Die RheiniſchWeſtfäliſche
vändlerbereinigung hat beſchloſſen ab 1. Auguſt die Pre
30 M. auf 240 M. pro Dopvpelzentner zu erhöhen. en

Die Alpine Montangeſellſchaft hat wegen Koksmangelz
letzten Hochofen gelöſcht. ba

Leipziger Tricotagenfabrik A.G. Die Generalverſamn
genehmigte die Verteilung von 10 Proz. Dividende und bedie Erhöhung des Aktienkapitals um 75 000 M. auf r
Die neu zum Nennwerte auszugebenden Aktien werden n
Commerz und DiscontoBank, Filiale Leipzig mit der Mai
übernommen, ſie den alten Aktionären zum Kurſe von 109
derart anzubieten, daß auf je 8 alte 1 neue Aktie gegen Zehn
des Schlußſcheinſtempels koſtenlos bezogen werden können. v

Geldmarkt und Banken
Wertpapierbeſitz von Ausländern in Ungarn. In

Note an die deutſch öſterreichiſche Geſandtſchaft in Bubabeſ
die Ungarländiſche Räteregierung jetzt bekannt, daß de
meldefriſt für im Veſitze von Ausländern befindliche Je
papiere für Angehörige der europäiſchen Staaten bis e
31. Auguſt d. J. und für Angehörige der überſe
iſchen Staaten bis zum 30. September d. J. verléten
worden iſt. In einer zweiten Note erklärt die Ungariſche n
regierung, nicht darauf verzichten zu können, das Vermögen
Ungarn wohnender Ausländer oder die in ausländiſchen Fin
befindlichen Wertpapiere von den in Ungarn wohnenden n
ländern im Bedarfsfalle in Anſpruch zu nehmen; doch wi
die Eigentümer vollſtändig entſchädigt werden.

Der Tranſitverkehr über den Brenner iſt wieder eröfftet
Berliner Börſenberichte

Börſenſtimmungsbild. In der luſtloſen abwartenden Leh
tung an der Börſe iſt keine Aenderung eingetreten. Die Ein
mung war anfänglich immerhin als ziemlich feſt zu bezeichnen
und dies trat beſonders am Montanmarkte in leichten Vreg
beſſerungen für einige Werte zutage. Lebhaft waren die in
ſätze zeitweiſe in Gelſenkirchen. Die anfänglich feſte Haltim

für Kriegsanleihe und Schatzſcheine verſchwand im Zuſammen
hang mit dem weiteren Rückgange der deutſchen Valuta im Arz.
lande wieder, und die Kurſe bröckelten hier ab. Kriegsanleh
81,70--81,50. Dementſprechend erhielt ſich das Intereſſe ſt
Valutawerte. Doch ſind weſentliche Veränderungen in die
nicht eingetreten. Schiffahrtsaktien waren bei behaupteten
Kursſtand ziemlich geſchäftslos. Sonſt ſind noch HirſchHunſe
als 4 Proz. höher, Badiſche Anilin als 5 Proz. niedriger zu e
wähnen. Die übrigen Kursveränderungen waren unbeträchtht
Ungariſche Anleihen lagen feſt. Oeſterreichiſche Anleihen ich
zu unverändert. Oeſterreichiſche Kreditaktien wurden mit
ca. 6 Proz. niedriger gehandelt.

Produktenbericht. Jm freien Warenverkehr hielt ſich de
Geſchäft bei wenig veränderten Preiſen nach wie vor in eng
Grenzen. Von Saatgetreide iſt Wintergetreide wenig angeboten
Jn Lupinen zeigt ſich vereinzelt Nachfrage nach Saatmateri
Für Futterlupinen beſteht noch keine Nachfrage. Serradella un
Heu liegen nach wie vor ſtill. Stroh iſt in neuer Ware m
5 Mark angeboten und mit 426 Mark geſucht. Die Tatſache, de
in allen den Produkten, die für den freien Handel wieder z
gänglich gemacht worden ſind, die Preiſe geſunken ſind, hat b
wirkt, daß ſich die Käufer auch für die frei zu handelnden Arte
Zurückhaltung auferlegen.

Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt:
Fisenbahn-Aktien: d r Panta 2Halberstadt -Blankenb. ebhardt u. Co.Halle-Hettstedter 70,50 GKebhardt u. König. 95
Schantungbahn 133.75 Gelsenkireh. Bergb. V-

IIg. Lokal-Str. 130.25 Glanziger Zuckerfbr. 25-Allg. LoGr. Berl. Str. M 120,75 an Mnsoh-Fabr aMagdeburger Str.- ann. Maseh. allPrinz Heinrich. B. 304, Harpener Berg 16507hre 2 mr 249, Fang i rSchiftahrts-AKt. e eHambg. Paketfahrt 102. e arbw. Stani T
Hambg.-Südamerika 171.75 e isen u. Sta inHohenlohe- Werken i NNumvolät-Masen insorad. Ilse-BergbauBanken: Kahſa- PorzellanBank für Thür. n Kaliw. Abeirersfeten
Berl. Handelsges. 152,75 Körbisd. Zucker Akt. 75
Comm u. Diskontobank 123. Kytthäuserhütte

r 1107.50 Lahmever n. Co.40 es b an 77Heutsehe Bank 193,50 m t
Diskonto-Comm. 152,75 FPinke u Hoffmann
Dresdner Bank 1129, Ludwig Loewe u. Co.Gredit-Anst. Leipzig 133.50 Lothringer Hütte
Mitteld. Kreditbank 113.75 Mannesmannröhren 8
Natongh e e Obegnehk Eiaend Bed. S

t c o. Caro Heg.Oesterr. Kredit do. eReichsbank I46,50 raten T o e
Industrie- Aktien Phönix-Bergb.n h raneret 235 r Mili ein ahlwareAen Pleir. Gos 175, Riebeck. Montan
Ammendorfer Papierf. 500, Rombacher HüttenAnhalter Kohlenw. 156, Rositzer Braunk.
Annaberger Steingut 180, Rositzer ZuckerBadische Anilin Sangerhäuser Masch. Wt Akt. x De r u. Co. 25eri. Masch.-Bau uekert u. Co.Bismarckhütte 216.50 jemens u. HalskoBochumer Gußstahl 182.,60 Stettiner Vulkan

8327 Buckanu e er rhem. Griesheim strals. SpielkartenChem. v. Heyden 216,50 Thale-EisenhütteConsolidation Schalko h Triptis- Akt. Ges. 7
Cröllwitzer Papierfabr. 215. 25 Türkische Tabakregie in-
Daimler-Motoren 202. Ver. Köln-RottweilerDeutsch-Luxemburg I144,25 Glanzstoff Elberf. 17
Deutsche Uebersee-El. 225.25 Wegelin u. Hübn er.Deutsche Erdöl 312, Werseh.-Welssenf. Brk.
Deutsche Gasglühl. 361, Westeregeln-Alkali
Deutsche Kali 175, Wittener GulstahlHeutsehe Watt. u. Mun 203— Wrede-Mälzerei
Donnersmarkhütte 203,25 Zelch.-Kriebitsoh. Brk. 59
Döring u. Lehrmann 116, Zeitzer Masch. nDürkoppwerke 289.50 Zellstoff Walthof
Elberfelder Farben 290.50 Otavi-Minen
Felten u. Guilleanme 1161.75 2

Hauptſchriftleer. Helmurß vollcher.
Seraniwornig für Poſitit: Helmut Böttcher ſur politiſch Lehre
Volkswirtſchaft und Sport Hans Heiling. für den geſamten

redaktionellen Teil: Adolf Meyer.
Anzeigenteil. Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. S.

Otto Thiele. Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle
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